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Ihr Antrag auf Änderung der gehobenen Erlaubnis gemäß § 8 ff, § 15 WHG i.V.m. 

§ 14, § 16 LWG, zur Einleitung von gereinigtem Abwasser aus der Kläranlage 

Dunzweiler, in den Klingbach in Bezug auf die Herabsetzung des Pges - Überwa-

chungswertes auf 2,0 mg/1 sowie auf Genehmigung zum Bau und Betrieb von 

Optimierungsmaßnahmen auf der Kläranlage Dunzweiler, gemäß § 62 LWG. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall-

wirtschaft und Bodenschutz erlässt hierzu folgenden 

BESCHEID  

1. 
Die der ehemaligen Verbandsgemeinde Waldmohr (heute: Oberes Glantal) mit Be-

scheid der Bezirksregierung Rheinhessen-Pfalz am 03.03.1994, Az. 566 111 Du 5/98 

1/21 
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(Neufassung) erteilte und zuletzt mit Bescheid der Struktur- und Genehmigungsdirek-

tion Süd vom 30.10.2001, Az.:3214-36.02.08-36/01 geänderte, gehobene Erlaubnis 

zur Einleitung von gereinigtem Abwasser aus der Kläranlage (KA) Dunzweiler, in den 

Klingbach, wird wie folgt geändert und neugefasst: 

1. Das Abwasser wird auf dem Grundstück, Flurstück-Nr. 291/4, Gemarkung Dun-

zweiler in den Klingbach eingeleitet. 

Örtliche Lage nach UTM-Koordinaten 

Rechtswert: 377.901 

Hochwert: 5.474.864 

2. Die erlaubte Gewässerbenutzung dient der Beseitigung des Abwassers aus der 

Kanalisation der Ortsgemeinde Dunzweiler gemäß den zeichnerisch in den Plä-

nen dargestellten Entwässerungssystemen. 

2.1 Die vor der Einleitung erforderliche Behandlung des Abwassers erfolgt in der KA 

Dunzweiler, die ausgelegt ist für eine Abwassermenge Qt von 40 m3lh und eine 

Belastung mit BSB5 roh von 108 kg/d (1.800 EW). 

3. Das in der KA Dunzweiler behandelte Abwasser muss folgenden Anforderungen 

genügen: 

3.1 Die Einleitungsmenge darf an der in den Planunterlagen festgelegten Messstelle 

bei 

Trockenwetter 25 m3/h 

Regenwetter 21 l/s 

nicht übersteigen. 



3.2 Die Jahresschmutzwassermenge nach § 4 Abs. 1 AbwAG wird auf 70.000 m3la 

festgesetzt. 

Der Fremdwasseranteil an der Jah ressch m utzwassermenge beträgt ca. 30 % 

(58M3/d). 

Ergibt die Überwachung, dass in einem Kalenderjahr eine höhere Schmutzwas-

sermenge eingeleitet wird, bleibt eine Neufestsetzung zum Zwecke der Abga-

benerhebung vorbehalten. 

3.3 Die Schadstoffkonzentration im Ablauf der Kläranlage an der in den Planunterla-

gen festgelegten Messstelle wird - ab Inbetriebnahme der sanierten Anlage - 

durch folgende Überwachungswerte (ÜW) und Höchstwerte (HW) begrenzt: 

Überwachungswerte  

Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) 

Biochemischer Sauerstoffbedarf 
nach 5 Tagen (BSB5) 

Phosphor gesamt ( Pges.) 

Stickstoff anorganisch gesamt als Summe der 
Einzelbestimmung des Ammonium-Stickstoffs, des 
Nitrat-Stickstoffs und des Nitrit-Stickstoffs, einzuhalten 
bei einer Abwassertemperatur 2:120  0 im Ablauf des 
biologischen Reaktors der Abwasserbehandlungsanlage 

80 mg/1 

15 mg/1 

2 mg/1 

25 mg/1 

Giftigkeit gegenüber Fischeiern GEI = 2 

Die o. g. Parameter werden jeweils aus der nicht abgesetzten, homogenisierten 
qualifizierten Stichprobe bestimmt. 

pH-Wert (nach DIN 38 404 -c 5) 
Das Abwasser darf keine deutliche Färbung aufweisen. 

Höchstwerte  

6,0 - 8,5 



3.4 Es ist ein Betriebsmittelwert für Pges ≤ 1,4 mg/1 im Ablauf der KA Dunzweiler 

einzuhalten. 

4. Die Genehmigung nach § 62 LWG für den Bau und Betrieb der Anlagen zur 

Optimierung 

• der Phosphorelimination und 

• des Schlammabzuges der Vorklärung 

sowie die Baugenehmigung zur Errichtung einer Überdachung des Rechengut-

containers sind gemäß § 14 Abs. 2 LWG in die Erlaubnis eingeschlossen. 

5. Grundlage für die Erteilung der Erlaubnis sind die dem Bescheid vom 

03.03.1994, Az. 566 111 Du 5/98, geändert am 30.10.2001, Az. :32/4-36.02.08-

36/01, als Bestandteil beigefügten Erläuterungen und Pläne ergänzt um die die-

sem Bescheid als Bestandteil beigefügten Erläuterungen und Pläne mit 

Sichtvermerk der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd - Regionalstelle 

Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz in Kaiserslautern, soweit 

sich aus den Benutzungsbedingungen und —auflagen nichts anderes ergibt. 

Textbeilagen Maßstab 

Erläuterungsbericht Kostenberechnung 

Planbeilagen 



Einzugsgebietslageplan 1: 2.000 

Übersichtsplan Einleitstelle 0.M. 

Foto der Einleitstelle mit Luftbild 0.M. 

Fließschema 0.M. 

6. Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin. Für diesen Bescheid wird 

eine Verwaltungsgebühr in Höhe von 2.769,01 EUR festgesetzt. 

II. 

Nebenbestimmungen 

1. Betrieb 

1.1 Die für den ordnungsgemäßen Betrieb notwendigen Mess- und Steuereinrich-

tungen, in Hinblick auf die behördliche Überwachung insbesondere auch die 

Einrichtungen für die Zu- und Ablaufmessung, sind regelmäßig gern. den allge-

mein anerkannten Regeln der Technik zu überprüfen und zu kalibrieren. 

Beim Betrieb der Mengenmesseinrichtung ist die DIN 19559 zu beachten. 

Die vom jeweiligen Hersteller angegebenen Einbauvorschriften und die für die 

Sicherstellung der Messgenauigkeit maßgeblichen Randbedingungen sind ein-

zuhalten. 

1.2 Die Probenahme- und die Einleitstelle müssen bei jeder Witterung benutzbar und 

zugänglich sein. 

Das Ablaufgerinne an der Probenahmestelle muss so ausgebildet sein, dass sich 

ein gut durchmischter, über den Gerinnequerschnitt homogener Ablauf einstellt 

und damit eine repräsentative Probennahme möglich ist. 

1.3 Jede emissionsrelevante Betriebsstörung, bei der zu besorgen ist, dass die 

Überwachungswerte nicht eingehalten werden, ist der Erlaubnisbehörde anzu-

zeigen. 



Dabei sind Art, Umfang, Dauer und Ort des Ereignisses so genau wie möglich 

anzugeben. Es sind unverzüglich alle Maßnahmen zu ergreifen, die notwendig 

und geeignet sind, Schaden abzuwenden oder zu mindern. 

Spätestens zwei Wochen nach Ende der Störung ist der Erlaubnisbehörde ein 

schriftlicher Bericht vorzulegen, der mindestens folgende Angaben umfassen 

muss: 

Darstellung des Ereignisses mit Angabe der ermittelten Ursachen 

Auswirkungen auf Abwasseranlagen 

Getroffene Sofortmaßnahmen 

Vorgesehene Maßnahmen zur Beseitigung der Folgen und zur Vermei-
dung gleicher oder ähnlicher Vorfälle mit Zeitangaben für die Realisie-
rung. 

1.4 Für die vorübergehende Außerbetriebnahme der Anlagen oder von Anlagentei-

len, sowie für die vorübergehende wesentliche Änderung der Betriebsweise ist 

mindestens eine Woche vor Durchführung der Maßnahme die Zustimmung der 

Erlaubnisbehörde einzuholen. 

1.5 Mit der Bedienung und Wartung der Abwasseranlagen muss ausreichendes und 

qualifiziertes Personal mit geeigneter Ausbildung beauftragt sein, das für den 

ordnungsgemäßen Betrieb der Anlagen verantwortlich ist. Die im Erlaubnisbe-

scheid festgesetzten Anforderungen sind ihm bekannt zu geben. Eine Vertretung 

muss jederzeit gesichert sein. 

1.6 Der Betrieb der Anlage ist durch eine Betriebsanweisung zu regeln. 

Sie ist auf der Kläranlage an geeigneter Stelle aufzubewahren. Das Personal ist 

eingehend in den Betrieb der Anlage einzuweisen. 



2. Selbstüberwachung der Kläranlage 

2.1 Die Anlage ist gemäß den Betriebsvorschriften zu bedienen. Auf der Kläranlage 

ist ein aktuelles Betriebstagebuch nach § 5 der Landesverordnung über die 

Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (SÜVOA) zu führen, in das den zu-

ständigen Behörden jederzeit Einblick zu gewähren ist. 

Im Betriebstagebuch sind die Ergebnisse der Abwasseruntersuchungen und be-

sondere Vorkommnisse bei der Wartung der Anlage einzutragen. Insbesondere 

ist auch die regelmäßige Durchführung von Funktions- und Sichtkontrollen aller 

Anlagenteile zu dokumentieren. 

Sofern das Betriebstagebuch nicht auf der Anlage geführt wird, ist seitens des 

Anlagenbetreibers sicherzustellen, dass zu den behördlichen Überwachungster-

minen durch eine sachkundige Person ein aktueller Auszug (die letzten 2 Tage 

vor Überwachungstermin) der Unterlagen auf der Anlage vorgehalten wird. 

2.2 Der Anlagenbetreiber hat für jedes Kalenderjahr einen Selbstüberwachungsbe-

richt nach § 6 Abs. 1 SÜVOA in zusammengefasster und ausgewerteter Form 

der Erlaubnisbehörde (2-fach) oder über die Kommunikations-Plattform 

„euvoa.rlp.de" vorzulegen. 

Im Selbstüberwachungsbericht sind über die in § 6 Abs. 1 SÜVOA aufgeführten 

Angaben hinaus zusätzlich anzugeben: 

Fäkalschlamm- und Abwasservolumina aus Kleinkläranlagen bzw. 
Abwassergruben 
alle Überschreitungen der Überwachungswerte 
die Ergebnisse der Klärschlammuntersuchungen hinsichtlich der 
Schadstoff parameter. 



3. Allgemeines 

3.1 Der Beginn der Baumaßnahme ist unbeschadet der nach anderen Rechtsvor-

schriften erforderlichen Baubeginnsanzeige vor Aufnahme der Arbeiten der SGD 

Süd als oberer Wasserbehörde anzuzeigen. 

Gleichzeitig ist die verantwortliche Bauleitung zu benennen. 

Die Beendigung der Baumaßnahme ist ebenfalls der SGD Süd anzuzeigen. 

3.2 Die Bauausführung und der Betrieb der Anlagen hat nach den genehmigten Un-

terlagen zu erfolgen. Wesentliche Abweichungen vom genehmigten Entwurf be-

dürfen der vorherigen Zustimmung und ggf. einer Nachtragsgenehmigung der 

oberen Wasserbehörde. 

III. 

HINWEISE  

1. Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen müssen den Grundsatz-

anforderungen des § 17 AwSV genügen. Die Anlagen dürfen nur entsprechend 

den allgemein anerkannten Regeln der Technik beschaffen sein sowie errichtet, 

unterhalten, betrieben und stillgelegt werden (§ 62 Absatz 2 WHG). 

Zu den allgemein anerkannten Regeln der Technik zählen die in § 15 AwSV ge-

nannten Regeln, unter anderem die als Arbeitsblätter DWA-A 779 bis 793-1 her-

ausgegebenen Technischen Regeln wassergefährdender Stoffe (TRwS) der 

Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V. (DWA). 

2. Zur optimalen Reaktion des Fällmittels mit dem Phosphat muss die Einmischung 

des Fällmittels an der Dosierstelle in sehr kurzer Zeit erfolgen (DWA-Arbeitsblatt 

202). Hierzu ist eine ausreichende Turbulenz an der Dosierstelle erforderlich. 

Sollte die vorhandene Turbulenz des Abwassers nicht ausreichend sein, so ist 

eine alternative Dosierstelle oder der Einbau eines Turbulenzerzeugers zu prüfen. 



3. Von naturschutzfachlichen Auflagen wird abgesehen, da es sich bei der Erweite-

rung der Pflasterfläche auf dem Kläranlagengelände um einen unerheblichen Ein-

griff handelt. Die Maßnahme liegt im Landschaftsschutzgebiet „Höcherberg-West-

rich. Da der beschriebene Eingriff nicht erheblich ist, steht diese Maßnahme dem 

Schutzzweck des Gebietes nicht entgegen. 

Sollten im Zuge der Baumaßnahme weitere Eingriffe in den unversiegelten 

Bereich unvermeidbar sein, so sind diese vor Baubeginn der zuständigen 

Naturschutzbehörde anzuzeigen. Ggf. können dadurch naturschutzfachliche 

Forderungen entstehen. 

4. Das Emscher-Becken (Vorklärbecken) muss zur Umsetzung der geplanten Maß-

nahmen außer Betrieb genommen werden. Hierzu sind Provisorien zur Sicherstel-

lung der Abwasserförderung geplant. Im Erläuterungsbericht wurde nicht näher 

darauf eingegangen. Im Hinblick auf Nebenbestimmung 11.1 .4 muss hierzu separat 

eine Zustimmung zur Änderung der Betriebsweise beantragt werden, in der die 

Details zur Wasserführung während der Bauphase erläutert werden. 

5. Bei der Errichtung und dem Betrieb der Abwasseranlagen sind die Vorgaben der 

Unfallkasse Rheinland-Pfalz zum Arbeitsschutz und der Unfallverhütung einzuho-

len und zu beachten. 

6. Die Selbstüberwachung ist entsprechend der Landesverordnung über die Selbst-

überwachung von Abwasseranlagen - SÜVOA - vom 27.08.1999 (GVBI S. 211) in 

der jeweils gültigen Fassung durchzuführen. 

Hierbei sind die in der Anlage zur Abwasser-Verordnung in der jeweils gültigen 

Fassung enthaltenen oder alternativ mit der Erlaubnisbehörde abzustimmenden 

Analysen- und Messverfahren anzuwenden. 

Wird die Selbstüberwachung nicht ordnungsgemäß durchgeführt, so ist nach Auf-

forderung durch die Erlaubnisbehörde ein geeignetes Labor damit zu beauftragen. 

Die Kosten trägt die Erlaubnisinhaberin. 



7. Den festgelegten Überwachungswerten liegen die in der Anlage zur Abwasserver-

ordnung in der jeweils gültigen Fassung enthaltenen Analyse- und Messverfahren 

zugrunde. Bei den Schadstoffen und Schadstoffgruppen des Abwasserabgaben-

gesetzes gelten die Verfahren gemäß Anlage zu § 3 AbwAG. 

8. Da im Abwasser der Kläranlage für die in der Anlage zu § 3 AbwAG unter den 

Nr. 5 (Metalle mit ihren Verbindungen) und Nr. 4 (AOX) genannten Schadstoffe 

keine dort angegebenen Schwellenwertüberschreitungen zu erwarten sind, wird 

von der Festlegung von Überwachungswerten abgesehen. 

9. Alle Anlagen sind entsprechend den Regeln der Technik zu errichten, zu betreiben 

und zu erhalten (§§ 2, Ziffer 1, 18 - 26 LBauO, § 60 WHG). 

10. Maßnahmen zur Wartung der Anlagen und Geräte sind so rechtzeitig durchzufüh-

ren, dass ein Ausfall nicht zu befürchten ist. 

11. Für Aggregate, die besonderem Verschleiß unterworfen sind, sind ausreichende 

Ersatzteile vorzuhalten. 

12. Sofern im Zuge der Baumaßnahme eine Wasserhaltung oder Grundwasserabsen-

kung (zutage fördern, zutage leiten etc.) erforderlich ist, bedarf diese einer Erlaub-

nis. Der Antrag auf Erlaubnis ist rechtzeitig vor Beginn der Bauarbeiten bei der 

zuständigen Wasserbehörde einzureichen. 

13. Die bei den Baumaßnahmen anfallenden mineralischen und nicht mineralischen 

Abfälle (z.B. Bauschutt, Erdaushub, Straßenaufbruch, Baustellenabfälle etc.) sind 

ordnungsgemäß zu verwerten oder zu beseitigen. Die abfall- und bodenschutz-

rechtlichen Bestimmungen (Kreislaufwirtschaftsgesetz, Bodenschutzgesetz, Ver-

ordnungen) sind zu beachten. 



Bei der Entsorgung ist das Verwertungsgebot nach § 7 Abs. 2 KrWG zu beachten. 

Nach § 7 Abs. 3 KrWG hat die Verwertung ordnungsgemäß und schadlos zu er-

folgen. Dabei sind auch die Technischen Regeln „Anforderungen an die stoffliche 

Verwertung von mineralischen Abfällen" der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft 

Abfall (LAGA) in ihrer jeweils aktuellen Fassung zu beachten. 

Auf die in Rheinland-Pfalz im Juli 2007 eingeführten ALEX Infoblätter 24, 25 und 

26 des Landesamtes für Umwelt (LfU), wird verwiesen. Die darin enthaltenen Hin-

weise zur Verwertung von Boden und Bauschutt in bodenähnlichen Anwendungen 

und technischen Bauwerken sind zu beachten. Weitergehende Informationen zur 

Entsorgung von Bauabfällen können dem Leitfaden Bauabfälle des Landes Rhein-

land-Pfalz entnommen werden. 

Beim Anfall von eventuell pechhaltigem Straßenaufbruchmaterial ist der „Leitfa-

den für die Behandlung von Ausbauasphalt und Straßenaufbruch mit teer-/pech-

typischen Bestandteilen" bzw. das „Merkblatt zur Verwertung von pechhaltigem 

Straßenaufbruch in Verkehrsflächen außerhalb des Geschäftsbereiches des Lan-

desbetriebes Mobilität Rheinland-Pfalz" zu beachten. Der Leitfaden und das Merk-

blatt sind Bestandteil des o.g. Leitfadens Bauabfälle. 

14. Die Genehmigung erlischt, wenn der Bau nicht binnen einer Frist von 2 Jahren 

begonnen und innerhalb von 5 Jahren seit Zustellung der Genehmigung abge-

schlossen ist. Die Fristen können verlängert werden; die Verlängerung kann mit 

neuen Bedingungen und Auflagen verbunden werden. 

15. Diese Genehmigung gewährt nicht das Recht zur Inanspruchnahme von Gegen-

ständen und Grundstücken Dritter, noch befreit sie von der Verpflichtung, nach 

sonstigen Vorschriften des öffentlichen oder privaten Rechts erforderliche Geneh-

migungen und Zustimmungen für den Bau und Betrieb einzuholen. 



16. Die festgesetzten Auflagen stellen Anordnungen gemäß § 103 Abs. 1 Nr. 2 WHG 

dar. Zuwiderhandlungen dagegen stellen eine Ordnungswidrigkeit dar und können 

mit einer Geldbuße bis zu 50.000 Euro geahndet werden. 

17. Gemäß § 13 WHG können darüber hinaus auch nachträglich zusätzliche Anforde-

rungen gestellt und weitere Maßnahmen angeordnet werden. 

Iv. 

Gründe 

1. Die Verbandsgemeinde Oberes Glantal hat mit Schreiben vom 12.11.2021 die 

Änderung der gehobenen Erlaubnis zur Einleitung von gereinigtem Abwasser aus 

der Kläranlage Dunzweiler, in den Klingbach sowie die Genehmigung zum Bau 

und Betrieb von Optimierungsmaßnahmen auf der Kläranlage Dunzweiler bean-

tragt. Mit Schreiben vom 11 . 11 .2022 wurden die Genehmigungsunterlagen ver-

vollständigt. Nach fachtechnischer Prüfung konnte dem Antrag der Verbandsge-

meinde entsprochen und die Erlaubnis angepasst werden. 

Des Weiteren wurde von Amts wegen eine redaktionelle Neufassung des Beschei-

des sowie die gleichzeitige Aktualisierung und Anpassung an die gängige Ent-

scheidungspraxis vorgenommen. Nach vorheriger Anhörung der Verbandsge-

meinde wurden die Festlegungen für die Jahresschmutzwassermenge, den 

Fremdwasseranfall und die Trockenwetterabflussmenge in Anlehnung an die An-

gaben in den jährlichen Selbstüberwachungsberichten angepasst (Ziffer 1.3.2). 

2. Im Zuge der Umsetzung der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie werden ver-

schärfte Anforderungen im Hinblick auf die eingeleitete Phosphor-Fracht in den 

Wasserkörper Kohlbach gestellt. Der bisherige Überwachungswert für Pges von 

8,0 mg/1 wird auf 2,0 mg/1 reduziert. Die Einhaltung des verschärften Grenzwertes 



ist nach Umsetzung der Maßnahmen zur Optimierung der Phosphor- Elimination 

gesichert. 

3. Dieses Vorhaben stellt eine Gewässerbenutzung i. S. d. § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG dar 

und bedarf nach § 8 Abs. 1 WHG einer behördlichen Erlaubnis. 

Im Verfahren zur Erteilung der Erlaubnis wurden die Stellen und Behörden, die 

durch die geplante Maßnahme in ihrem Aufgabengebiet berührt sein könnten, un-

terrichtet und hatten Gelegenheit zur Äußerung. Bedenken wurden von diesen 

Stellen nicht geltend gemacht bzw. sind durch entsprechende Nebenbestimmun-

gen (5. o.) auszuräumen. Auf ein förmliches Verfahren nach § 108 LWG konnte 

verzichtet werden, da keine Erweiterung des Umfangs der zugelassenen Gewäs-

serbenutzung vorgenommen wird. 

4. Beim geplanten Neubau der Fällmitteldosierstation handelt es sich um die Errich-

tung und den Betrieb einer Anlage gemäß § 62 WHG. Die Anforderungen an die 

Anlage ergeben sich aus der Bundesverordnung über Anlagen zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen (AwSV). Diese Vorgaben und Bestimmungen sind 

grundsätzlich einzuhalten. Daher wurde die Kreisverwaltung Kusel, als Untere 

Wasserbehörde, im Rahmen des Anhärungsverfahrens um Stellungnahme 

gebeten. Diese Stellungnahme der Kreisverwaltung Kusel vom 13.01 .2022 ist 

diesem Bescheid als Anlage hinzugefügt und ist zu beachten. 

5. Begründung der belastenden Nebenbestimmungen 

5.1 Aufgrund der Eutrophierungstendenz soll zur Erreichung des guten ökologischen 

Zustandes der Orientierungswert von 0,1 mg/1 für Phosphor in den Gewässern 

nicht überschritten werden. Im Wasserkörper Kohlbach ist dieser Orientierungs-

wert überschritten, so dass eine weitere Reduzierung der Phosphoreinträge bei 

den punktuellen Einleitungen durch Abwasseranlagen zur Erreichung des guten 

ökologischen Zustandes erforderlich ist. Auf der KA Dunzweiler wurde seit 2017 



zu Testzwecken eine provisorische Phosphorelimination betrieben. Hiermit konn-

ten die Einleitwerte bereits deutlich reduziert werden. Die Phosphoreliminations-

einheit soll nun fest installiert und an den Stand der Technik angepasst werden. 

Sofern keine ungünstigen Betriebsbedingungen vorliegen, ist die Einhaltung eines 

Betriebsmittelwertes von 1  mg/1 für den Gesamtphosphor ohne größere Aufwen-

dungen technisch machbar (Ziffer 1.3.4). 

5.2 Da die Messeinrichtungen für die Abwassermengen auch für die behördliche 

Überwachung genutzt werden, muss die ordnungsgemäße Funktion und Ables-

barkeit jederzeit gewährleistet sein. Eine regelmäßige Kontrolle und Kalibrierung 

der relevanten Messeinrichtungen ist eine notwendige Voraussetzung für die ord-

nungsgemäße Funktion und ist deshalb von Amts wegen zu fordern (Nebenbe-

stimmung 11.1.1). 

5.3 Zur Beurteilung der Witterungsverhältnisse, die maßgebenden Einfluss auf die 

Überwachungs- und Höchstwerte haben, ist die Vorhaltung eines aktuellen Be-

triebstagebuchs bzw. aktueller Auszüge aus diesem zwingend erforderlich (Ne-

benbestimmung 11.2.1). 

6. Gründe des Allgemeinwohls, die eine Versagung der beantragten Anpassung der 

Gewässerbenutzung rechtfertigen würden (§ 12 WHG) liegen nicht vor, so dass 

nach Festsetzung der erforderlichen Benutzungsbedingungen und Nebenbestim-

mungen die Erlaubnis gem. §§ 8, 9, 10, 13, 15 u. 57 WHG sowie des § 4 AbwAG 

i.V.m. den Bestimmungen des LAbwAG erteilt werden konnte. 

7. Bei der Festsetzung des Umfanges der Gewässerbenutzung wurde berücksich-

tigt, dass jede vermeidbare Beeinträchtigung der Gewässerbeschaffenheit zu un-

terbleiben hat (§§ 1 u 6 WHG). 



8. Verschlechterungsverbot 

Die nach § 27 WHG erforderliche Prüfung des Verschlechterungsver- und Zielerrei-

chungsgebotes ergab, dass die beantragte Gewässerbenutzung nicht den für den 

Oberflächenwasserkörper Kohlbach aufgestellten Bewirtschaftungszielen wider-

spricht bzw. nicht deren fristgemäße Erreichung gefährdet. 

Bei dem Gewässer Kohlbach handelt es sich um ein natürliches Gewässer im 

Sinne des § 27 WHG. Der Oberflächenwasserkörper befindet sich in einem unbe-

friedigenden ökologischen und guten chemischen Zustand (ohne Berücksichti-

gung der ubiquitären Stoffe). 

Die Einleitung von gereinigtem Abwasser erfolgt über eine nach den allgemein an-

erkannten Regeln der Technik errichtete Abwasseranlage. Die erforderliche Abwas-

serbehandlung vor Einleitung in den Klingbach findet demnach in ausreichendem 

Maße statt. Eine Verschlechterung des ökologischen und chemischen Zustands ist 

deshalb nicht zu erwarten. 

Eine Gefährdung der fristgerechten Zielerreichung kann aufgrund der v. g. geringen 

Auswirkungen ausgeschlossen werden. 

9. Die Zuständigkeit der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd für diese Ent-

scheidung ist in den §§ 19, 92, 96 LWG sowie § 12 Abs. 1 LAbwAG geregelt. 

10. Die Entscheidung über die Verfahrenskosten beruht auf § 13 LGebG i.V.m. der 

Landesverordnung über Gebühren auf dem Gebiet des Umweltrechts (Besonde-

res Gebührenverzeichnis) vom 28.08.2019 (GVBI.S. 235). Grundsätze für die Aus-

füllung der Rahmensätze ergeben sich aus dem Schreiben des Ministeriums für 

Umwelt und Forsten vom 02.07.1997. Die Kostenfestsetzung ist durch gesonderte 

Berechnung erfolgt. Die Festsetzung des ausgewiesenen Betrages berücksichtigt 

einerseits den Verwaltungsaufwand und andererseits den wirtschaftlichen Wert 

oder den sonstigen Nutzen der Amtshandlung für den Gebührenschuldner. 



Der Gesamtbetrag in Höhe von 2.769,01 EUR (i.W.: zweitaussendsieben-

hundertneunundsechzig°1/ioo EURO) ist sofort zahlbar und an die Landesober-

kasse Neustadt, Europastraße 3, 67433 Neustadt a. d. Weinstraße, unter Angabe 

des Buchungszeichens "2022/63/22/332/1481/111 11" auf das oben angegebene 

Konto zu überweisen. Werden bis zum Ablauf eines Monats nach dem Fälligkeits-

tag Gebühren oder Auslagen nicht entrichtet, so kann für jeden angefangenen 

Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 v.H. des rückständigen Betrages 

erhoben werden. 

v. 
Rechtsbehelfsbeleh ru ng 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Widerspruch er-

hoben werden. Der Widerspruch ist bei der Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd 

einzulegen. 

Der Widerspruch kann 

1. schriftlich oder zur Niederschrift bei der 

Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd, 

Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 

Fischerstraße 12 

67655 Kaiserslautern 

2. durch E-Mail mit qualifizierter elektronischer Signatur' an 

poststelle.sgdsued@poststelle.rlp.de oder 

3. durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach dem 

De-Mail-Gesetz an: 

sgdsued@ rlp .de-mail.de  

erhoben werden. 



Wichtiger Hinweis:  

Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbe-

dingungen zu beachten, die auf der Homepage der SGD Süd unter https://sgd-

sued.rlp.de/de/service/elektronische-kommunikation/ aufgeführt sind. 

Fußnote:  

1 vgl. Artikel 3 Nr. 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 

2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und 
zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABI. EU Nr. L 257 S. 73). 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Anlagen: 1 Plansatz 

1 Stellungnahme Kreisverwaltung Kusel vom 13.01.2022 

Rechtsgrundlagen 

Empfangsbekenntnis 

Im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens werden auch personenbezogene Daten erfasst und gespei-
chert. Nähere Informationen hierzu und zu den aus der EU-Datenschutz-Grundverordnung resultieren-
den Rechten haben wir auf der Internetseite https://sgdsued.rlp.de/de/datenschutz/ bereitgestellt. 
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